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Beschäftigte der Landesbühnen und Theater, 
Pfleger*innen der Unikliniken, Straßenwärter*in-
nen, studentische Beschäftigte, die Azubis und 
viele andere – sie alle sind in den vergangenen 
Wochen für ein gemeinsames Ziel auf die Straßen 
in Niedersachsen und Bremen gegangen: für eine 
bessere Bezahlung der Beschäftigten der Länder. 
Vorläufiger Höhepunkt der TdL-Warnstreiks war 
der Nikolaustag. Am 06. Dezember zogen in Han-
nover und Bremen insgesamt mehr als 8500 
Betroffene durch die beiden Städte.  Dazu aufge-
rufen hatte ver.di gemeinsam mit der GdP, der 
GEW und der IG BAU.

„Wir wissen, dass die Steuereinnahmen der Länder jedes 
Jahr weiter steigen. Geld ist genug da. Es ist nur falsch 
verteilt“, sagte Christine Behle, die stellvertretende 
ver.di-Bundesvorsitzende bei ihrer Rede in Hannover. Die 
Teilnehmenden der Kundgebung hatten sich ab 10 Uhr auf 
dem Schützenplatz versammelt. Von dort zogen sie durch 
die Innenstadt, zu einer Zwischenkundgebung vor das 
niedersächsische Finanzministerium. Dort machten 
zunächst die in ver.di organisierten Feuerwehrleute ihrem 
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LANDESBEZIRK SETZT STARKE ZEICHEN
IN DER TARIFRUNDE FÜR DIE BESCHÄFTIGTEN DER LÄNDER 

Unmut über das immer noch nicht wieder vollständig 
eingeführte Weihnachtsgeld Luft. Sie übergaben einem 
Vertreter des kurzfristig verhinderten Finanzministers 
Gerald Heere symbolisch einen halbierten Tannenbaum. 
Anschließend setzte sich die Demonstration zum Opern-
platz in Bewegung.

In Bremen hatten sich am Mittwochvormittag rund 3000 
Demonstrierende auf der Bürgerweide versammelt. „Von 
vielen Tarifbeschäftigten und Beamt*innen in Bremen und 
Niedersachsen wird der Dienst trotz schwieriger Umstände 
gewissenhaft und verantwortungsbewusst verrichtet. 
Dabei leisten sie in den Verwaltungen zahlreiche Über-
stunden und vertreten nicht besetzte Stellen - oft auf 
Kosten ihrer Gesundheit und unter Verzicht auf familien-
freundliche Arbeitszeiten. Vom Arbeitgeber wird dieser 
Einsatz als selbstverständlich betrachtet. Dabei ist es eine 

Dreistigkeit anzunehmen, den spürbaren Fachkräfteman-
gel auf dem Rücken der Tarifbeschäftigten und Beamt*in-
nen austragen zu können“, sagte Anne-Katrin Rieke-Brod-
da, Mitglied im Gesamtpersonalrat Bremen.

Auch bei den vorangegangenen regionalen Streiks in 
Emden, Lüneburg, Braunschweig, Oldenburg, Osnabrück 
und vielen anderen Städten, genauso wie bei den Kundge-
bungen für eine Stadtstaatenzulage, zur Situation an den 
Hochschulen oder dem Warnstreiktag der Jugend in Ham-
burg, haben die Beschäftigten die Öffentlichkeit genutzt, 
um auf ihre Situation aufmerksam zu machen und den  
Druck auf die Arbeitgeber zu erhöhen. „Die hohe Beteili-
gung an den Warnstreiks und den zahlreichen anderen 
Aktionen in Niedersachsen und Bremen zeigt mehr als 
deutlich, die Bedeutung dieser Entgeltrunde. Einerseits um 
den gestiegenen Lebenshaltungskosten etwas entgegen-

zusetzen, andererseits um die Attraktivität der Arbeitsplät-
ze sicherzustellen. Die Arbeitgeber, die in zwei Runden 
kein Angebot vorgelegt haben, bekamen am Nikolaustag 
eine massive Antwort darauf: Davon halten wir gar 
nichts“, sagt Stefanie Reich, die stellvertretende Landes-
leiterin von ver.di in Niedersachsen und Bremen.

ver.di fordert für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
der Länder eine Einkommenserhöhung von 10,5 Prozent, 
mindestens aber 500 Euro. Die Laufzeit soll zwölf Monate 
betragen. Nachwuchskräfte sollen 200 Euro monatlich 
mehr erhalten. Auszubildende sollen unbefristet übernom-
men werden. Die nächste Verhandlungsrunde findet 
derzeit in Potsdam statt.
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Tannenbaumaktion der Feuerwehr Hannover Warnstreik in Leer auf der Jann-Berghaus-Brücke

Warnstreik auf der Bremer BürgerweideWarnstreik auf der Bremer Bürgerweide

Warnstreik auf dem Opernplatz in Hannover
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DIE KRISE IN DEN KITAS
Erzieher*innen fordern großen Wurf für die Kitas 
von Kultusministerin Julia Hamburg

„Wir brauchen endlich eine echte Vision für die Kitas in 
Niedersachsen und nicht weiter das ewige Klein-Klein!“ 
Diese deutliche Botschaft hatten Erzieherinnen und Erzie-
her aus Niedersachsen am Dienstag Kultusministerin Julia 
Willie Hamburg mitgebracht. Sie hatten sich an der Diskus-
sionsrunde zu Lösungen der Kita-Krise im Bistro der 
ver.di-Rotation in Hannover beteiligt. Eindringlich schilder-
ten die Betroffenen die Situation in ihren Einrichtungen. 
Sie berichteten von Kitas, die in Containern untergebracht 
sind, von zahlreichen Zusatzaufgaben, die Zeit für die 
eigentliche pädagogische Arbeit mit den Kindern rauben, 
von Streitgesprächen mit Eltern und von Zusatzaktivitäten 
wie Kochen oder Plätzchenbacken, die immer wieder 
verschoben werden müssen, weil das Personal fehlt – zum 
Frust der Kinder. 

Auch Anke Jonas-Kroner, Erzieherin und Sprecherin der 
Vertrauensleute bei der Stadtverwaltung Hannover, die 
gemeinsam mit der Ministerin, ver.di-Landesleiterin 
Andrea Wemheuer und Kerstin Tack vom Paritätischen 

Wohlfahrtsverband auf dem Podium saß, konnte die Erleb-
nisse der Kolleg*innen nur bestätigen. ver.di-Landesleite-
rin Andrea Wemheuer verwies auch auf das aktuelle Positi-
onspapier der Gewerkschaft zur Lage in den Kitas. Darin 
wird die Einführung einer praxisnahen und tariflich vergü-
teten Ausbildung in Niedersachsen und spürbare Entlas-
tungen für die Beschäftigten gefordert. „Der Fachkräfte-
mangel wird sich nicht kurzfristig lösen lassen. Darum 
braucht es verbindliche Vereinbarungen über Maßnahmen 
vor Ort, die in personellen Notsituationen zu ergreifen 
sind. Dies schafft Sicherheit und Transparenz für alle – für 
die Beschäftigten und für die Eltern“, heißt es in dem 
Papier. Auch Kerstin Tack vom Paritätischen Wohlfahrtsver-
band sprach sich mehrfach für die Einführung der soge-
nannten PiA-Ausbildung in Niedersachsen aus. Nur so 
könnte dem Fachkräftemangel in den Kitas effektiv entge-
gengewirkt werden.

Kultusministerin Julia Hamburg verwies vielmehr auf den 
Paragrafen 30 des niedersächsischen Gesetzes über 
Kindertagesstätten und Kindertagespflege. Darin ist die 
„besondere Finanzhilfe für Kräfte in Ausbildung“ geregelt. 
Demnach können „überörtliche Träger“ bereits jetzt, unter 
bestimmten Voraussetzungen, „besondere Finanzhilfen in 
Höhe von jährlich 20 000 Euro“ zahlen. Dieser Paragraf sei 
viel weitreichender als die PiA-Ausbildung, sagte die 
Ministerin. Sie verwies dabei ausdrücklich auf die Verant-
wortung der Kommunen.

Einig waren sich die Podiumsteilnehmenden und die 
Gäste, dass die Probleme in den Kitas nicht an einem einzi-
gen Abend diskutiert werden können. „Als Landesbezirk 
nehmen wir diese Anregung gerne auf und werden uns 
eine entsprechende Folgeveranstaltung überlegen“, sagte 
Andrea Wemheuer.
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AOK-STREIK IN NIEDERSACHSEN 
UND BREMEN LEGT GESCHÄFTS-
STELLEN LAHM
Ein ungewohntes Bild bot sich am Dienstag 
Passanten in Hannover und Bremen: Mitarbeiten-
de der AOK Niedersachsen und der AOK 
Bremen-Bremerhaven waren kurzfristig zum 
Warnstreik aufgerufen worden, nachdem auch 
die zweite Verhandlungsrunde am Freitag davor 
für die insgesamt knapp 8000 Beschäftigten 
ergebnislos geblieben war. Die Folge: zahlreiche 
Geschäftsstellen der Krankenkasse blieben 
geschlossen. 

„Die Arbeitgeber haben zwar ein Angebot vorgelegt, eine 
Annahme dieses Angebots würde aber einen Reallohnver-
lust für die Beschäftigten bedeuten. Das können wir nicht 
hinnehmen“, sagte Michael Aschenbach, der zuständige 
Gewerkschaftssekretär in Niedersachsen. Wegen des 
Streiks mussten AOK-Kund*innen am Dienstag in beiden 
Bundesländern mit Einschränkungen rechnen.

Die zentrale Kundgebung an diesem Warnstreiktag fand in 
Hannover auf dem Platz an der Goseriede statt. In Bremen 
versammelten sich die Beschäftigten vor der Hauptge-

schäftsstelle der AOK in der Bürgermeister-Smidt-Straße. 
„Die Arbeitgeber haben im letzten Verhandlungstermin 
zum Ausdruck gebracht, ein historisch gutes Angebot 
vorgelegt zu haben. Die Beschäftigten hingegen wollen 
einen echten und vor allem zeitnahen Gehaltssprung und 
den Abstand zu anderen Kassen nicht verlieren. Dafür 
gehen sie am 5. Dezember auf die Straße“, sagt Stefanie 
Weiß, die zuständige Gewerkschaftssekretärin.

ver.di fordert für die Beschäftigten der AOK eine Entgelter-
höhung von 12,5 Prozent, mindestens aber 575 Euro mehr 
pro Monat. Die Laufzeit des Tarifvertrages soll zwölf 
Monate dauern. Die Ausbildungsvergütungen sollen um 
mindestens 250 Euro pro Monat steigen. Die nächste 
Runde in den Tarifverhandlungen findet am Freitag, 08. 
Dezember 2023 statt.
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BESCHÄFTIGTE IM ÖPNV ÜBER-
GEBEN ÖFFENTLICH IHRE FOR-
DERUNGEN FÜR DIE NEUE TARIF-
RUNDE
Mehr als 150 Kolleg*innen der ÜSTRA, der BSVG 
und anderer Nahverkehrsunternehmen haben am 
Dienstag öffentlich ihre Forderungen für die 
Tarifrunde TV-N 2024 bekanntgegeben. Die 
Beschäftigten übergaben ihre Positionen stell-
vertretend an Hannovers Oberbürgermeister 
Belit Onay, Regionspräsidenten Steffen Krach, 
Denise Hain, Arbeitsdirektorin bei der ÜSTRA 
Hannover und an Sarah Frahm, Geschäftsführerin 
Lüchow Schmarsauer Eisenbahn. 

Die Verhandlungen werden im kommenden Jahr beginnen. 
„Es gibt einen dramatischen Mangel an Arbeitskräften im 
ÖPNV. Denn die Arbeitsbedingungen sind weit davon 
entfernt, konkurrenzfähig zu sein. Die Verkehrswende 
benötigt auch eine echte Arbeitswende im Verkehr. Die 
wollen wir mit dieser Tarifrunde einleiten“, sagt Marian 
Drews, bei ver.di in Niedersachsen und Bremen für den 
Nahverkehr zuständig.
 

Die Forderungen für den TV-N Niedersachsen im Einzelnen:

» Entlastung durch mehr Urlaub (33 Tage)

» Eine Anpassung der Zeitzuschläge

» Modernisierung der Entgeltordnung

» Vorteilsregelung für ver.di-Mitglieder 

» Zwei Jahre Laufzeit 
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Belit Onay, Denise Hain, Steffen Krach, Sarah Frahm und Marian Drews (v.l.n.r.)



WIR IN DER SOZIALEN 
SELBSTVERWALTUNG
30 neu- und wiedergewählte ver.di-Kolleg*innen 
aus der Selbstverwaltung haben sich Anfang 
Dezember zu einer Tagung in Hannover getroffen. 
Die Veranstaltung stand unter dem Motto: „WIR 
in der Sozialen Selbstverwaltung“. Motivierte 
Vertreter*innen aus den Vorständen, den Verwal-
tungsräten und Vertreterversammlungen der 
gesetzlichen Unfallversicherungen, der Berufsge-
nossenschaften, der gesetzlichen Krankenkassen 
und den Rentenversicherungen haben sich über 
ihre ersten Erfahrungen in diesem wichtigen 
Bereich ausgetauscht. Zudem haben sie ihre 
Erwartungen an ihre Gewerkschaft im Zusam-
menhang mit der sozialen Selbstverwaltung 
formuliert.

Zur Begrüßung dankte Landesbezirksleiterin Andrea Wem-
heuer, durch ihre Funktion als Mitglied des Verwaltungsra-
tes in der AOK Niedersachsen auch erfahren in der Selbst-
verwaltung, allen Ehren- und Hauptamtlichen für die 
aufwändige und erfolgreiche Listenerstellung und für die 
Bereitschaft, sich für ver.di in der Selbstverwaltung zu 
engagieren. Deutlich über 200 Bewerbungen für die 
Sozialwahlen in Niedersachsen und Bremen zeigten das 
Interesse unserer Kolleg*innen, so Wemheuer.

Die Teilnehmer*innen freuten sich besonders über einen 
engagierten Vortrag von Bundesvorstandsmitglied Rebec-
ca Liebig. Es war der erste offizielle Termin in ihrer neuen 
Funktion im Landesbezirk Niedersachsen-Bremen. Sie ging 
auf aktuelle Fragen der Sozialpolitik ein. Einen besonderen 
Focus legte sie auf die noch unabsehbaren Folgen für die 
Sozialbudgets durch die immer noch ungelöste Situation 
rund um den Bundeshaushalt. Anschließend gab sie einen 
bundesweiten Überblick zu den Ergebnissen der Sozial-
wahlen. Zum Abschluss sprach sie den Mitgliedern des 
Landesbezirks ein Lob dafür aus, dass viele so motiviert die 
Sozialwahlen angegangen seien und ver.di dadurch so 
viele Kolleg*innen auf die Listen bekommen konnte. 

Der Austausch und das gemeinsame Arbeiten an Wandta-
feln zu unterschiedlichen Fragestellungen nahm bei dem 
Treffen viel Raum ein. Besonders deutlich wurde dabei: die 
Erwartungen der Selbstverwalter*innen sind in Richtung 
der Themen Vernetzung, Austausch und Qualifizierungen 
gerichtet. Die Tagung wird in den kommenden Wochen 
ausgewertet. Anschließend sollen weitere Angebote zur 
Unterstützung der ver.di-Vertreter*innen in den Gremien 
der Selbstverwaltung gemacht werden.
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V.i.S.d.P.:  
ver.di-LBZ Niedersachsen-Bremen, Andrea Wemheuer, Tel. 0511 12400-0, Mail: pressestelle.nds-hb@verdi.de

Disclaimer:  
Wer den Newsletter nicht mehr bekommen möchte, schreibt eine Mail mit dem Betreff „abbestellen“ 
an die Mail-Adresse pressestelle.nds-hb@verdi.de.
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